
 

60 Jahre KI – Forschung für die Innere Sicherheit 
 

Praxisnahe Ausbildung vs. hochschulische Autonomie? 
 

Herr Bönders, Präsident der Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung 

 

Vielen Dank für die freundlichen Einleitungsworte. Meine sehr geehrte Damen und 

Herren, ich freue mich, heute mir mit Ihnen gemeinsam dieses erfreuliche Jubiläum 

begehen zu können. 60 Jahre Kriminalistisches Institut im Bundeskriminalamt, 

herzlichen Glückwunsch. 

 

Auch ich weiß, was es heißt, in diese Richtung sich zu bewegen. Viele Jahre meines 

Lebens sind identisch, was die numerische Anzahl anbelangt mit der Geschichte des 

Kriminalistischen Instituts. Deswegen freue ich mich, heute hier zu einem Thema Ihnen 

den einen oder anderen Gedankengang zu vermitteln, was seit mehreren Jahrzehnten 

unsere Hochschule, aber auch die Berufspraxis umtreibt. Praxisnahe Ausbildung versus 

hochschulische Autonomie impliziert von vornherein einen Gegensatz. Es wird 

interessant sein zu erfahren, ob dieser Gegensatz mehr ist als ein Miteinander 

Gegenüber oder eine Teilung letztendlich bewirkt oder was auch immer man darunter 

sich vorstellen kann. Das Spannungsverhältnis Ausbildung, Praxisausbildung und 

hochschulische Autonomie begegnen einer dualen Hochschule im Gegensatz zu einer 

Universität beinahe täglich. Während die Universitäten auf ihre Hochschulautonomie 

stolz sind und nicht müde werden, für deren Erhalt zu kämpfen, kämpft eine duale 

Hochschule ständig in dem Spannungsverhältnis zwischen theoretischem Anspruch und 

Erwartungen der Praxis. Dass es zu diesem Spannungsverhältnis überhaupt gekommen 

ist, findet seine Ursache in der Geburtsstunde der Fachhochschule als hochschulisches 

Alio zur klassischen Universität. Im Jahre 1968, also vor über 45 Jahren, kam es zu 

einer Grundsatzerklärung der Ministerpräsidenten zur Errichtung von 

Fachhochschulen. Die Fachhochschulen sollten als neuer Hochschultyp mit einem 

besonderen Profil ausgestattet werden. Durch ein praxis- und berufsorientiertes 

Studium von deutlich geringerer Dauer sollten die Studierenden - mehr als das bei der 

 



klassischen Universität der Fall war - anwendungsbezogen auf konkrete Berufsfelder 

vorbereitet werden. In der Folgezeit, vornehmlich Anfang der 70er Jahre, entstanden in 

Deutschland zahlreiche Fachhochschulen. Diese stellten einerseits echte 

Neugründungen dar, andererseits kam es aber auch zur Überführung von bereits 

anerkannten und vorhandenen Bildungseinrichtungen wie höhere technische 

Lehranstalten, höhere Fachschulen für Ingenieurwirtschaft und Sozialakademien. Als 

Hochschulen im Sinne des bis 2009 Hochschulrahmengesetzes nahmen diese 

Fachhochschulen an den Segnungen der Wissenschafts- Forschungs- und Lehrfreiheit 

des Art. 5 Abs. 3 genau so teil wie an der ihnen als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts zukommenden Hochschulautonomie. Der erste Begriff aus dem Thema meines 

Vortrages. Diese Autonomie bezeichnet den staatsfreien Raum der Selbstverwaltung in 

eigenen Angelegenheiten, die sich besonders auf die Bestellung ihrer Organe sowie auf 

das hochschulische Satzungsrecht erstreckt. Hochschulautonomie bedeutet aber auch 

den Rückzug des Staates aus der Aufsicht. Diese sollte nach dem Willen auch der 

Gründer von Fachhochschulen lediglich als reine Rechtsaufsicht gestaltet sein. Die 

spezielle Anwendungsbezogenheit der Fachhochschulen hat durch eine besondere 

Variante in den darauffolgenden Jahren noch eine weitere Vertiefung erfahren. 

Steigende Studentenzahlen sowohl an Universitäten wie auch an Fachhochschulen 

haben schon früh die Frage aufgeworfen, ob die Studierenden bzw. die künftigen 

Absolventen überhaupt noch bedarfsgerecht ausgebildet werden. Die Sorge der 

Unternehmen wuchs, dass ein Mangel an qualifizierten Nachwuchskräften entstehen 

könnte und die Unternehmen nicht genügend passende Mitarbeiter finden würden. Eine 

Sorge, die unter dem Stichwort demografischer Wandel heute aktueller denn je zu sein 

scheint. Ausgehend von der Gründungsphilosophie von Fachhochschulen sollte ein 

noch stärkerer Praxisbezug durch ein duales Studium erreicht werden. Studium und 

praktische Ausbildung sollten eine untrennbare Einheit mit gleichberechtigten Anteilen 

bilden. Ausgehend von den in Baden-Württemberg seit langem existieren, überaus 

erfolgreichen Berufsakademien hat sich das duale Studium in Deutschland zu einem 

besonderen Erfolgsfaktor mit weltweit anerkanntem Vorbildcharakter entwickelt. 

Mittlerweile beteiligen sich über 40.000 Unternehmen in Deutschland an fast 1.400 

dualen Studiengängen. Die Zahl der Studierenden beträgt für den Bereich der 

allgemeinen Fachhochschulen zurzeit über 70.000 mit steigender Tendenz. Die 

Vorteile, meine Damen und Herren, eines dualen Studiums liegen auf der Hand: 

Praxisnähe, Studienfinanzierung durch ein Ausbildungsgehalt, schneller Einstieg in 

eine Festanstellung sowie optimale Studienbedingungen sorgen für ein deutlich anderes 

Studium als an einer bisherigen herkömmlichen Hochschule. Der Staat, meine Damen 

und Herren, der seinen beamteten Nachwuchs stets durch eigene interne Ausbildung 

gewonnen hatte, konnte und wollte sich diesem neuen Typus Hochschule nicht 

verschließen. Vor dem Hintergrund tiefgreifender Verwaltungs- und Bildungsreformen 



 

 

beschloss der Gesetzgeber daher bereits im Jahr 1976, die Ausbildung für den 

gehobenen Dienst als dualen Studiengang einer Fachhochschule zuzuführen. Die Bund-

Länder errichteten daraufhin in der Folgezeit interne duale Fachhochschulen für den 

öffentlichen Dienst. Diese Hochschulen wurden überwiegend alle ohne eigene 

Rechtsfähigkeit eingesetzt. Eine Besonderheit, auf die ich später noch näher eingehen 

werde. Ob auch der Bund eine solche Fachhochschule für seinen beamteten Nachwuchs 

gründen darf, erfreute sich anfangs einer lebhaften und überwiegend auch kontroversen 

Diskussion. In der verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung des Grundgesetzes war 

Hochschulrecht, sieht man einmal von der früheren Rahmengesetzgebungskompetenz 

des Bundes ab, eine originale Domäne der Länder. Dem stand mit Art. 73 Abs. 1 Nr. 8 

GG das ausschließliche Recht des Bundes gegenüber, die Rechtsverhältnisse und damit 

auch die Ausbildungsverhältnisse seiner Bediensteten abschließend zu regeln. Folge 

dieses Kompetenzstreites war es, dass die FH Bund keine unmittelbare gesetzliche 

Grundlage erhielt. Man hielt dies für zu gefährlich im Hinblick auf die Vorbehalte der 

Länder. Ein vorläufiger Errichtungserlass aus dem Jahr 1978 sollte für fast 30 Jahre die 

alleinige Rechtsgrundlage der FH Bund sein, bevor dieser durch die Grundordnung im 

Jahr 2008 zumindest formell abgelöst wurde. Die Schlachten, meine Damen und 

Herren, der Vergangenheit haben heute an Bedeutung verloren, die Länder bestreiten 

die Legitimation des Bundes, eine eigene Hochschule einzurichten, nicht mehr 

grundsätzlich, wenden aber einen Zustimmungsvorbehalt zwecks Verleihung des 

Hochschulstatusses durch das jeweilige Sitzland ab. Die FH Bund ist daher 

hochschulrechtlich eine private Hochschule in bundesstaatlicher, ressortübergreifender 

Trägerschaft. Das Bundeskriminalamt ist von Anfang an Mitglied dieser Hochschule 

gewesen, zunächst als Abteilung des Fachbereichs Öffentliche Sicherheit, seit 2006 als 

eigenständiger Fachbereich. Dabei waren gerade die Vorbehalte gegen eine 

akademische Ausbildung in der Polizeipraxis besonders stark vorhanden. Die Angst vor 

einer Verwissenschaftlichung der Polizeiausbildung war groß. Man fürchtete die 

klassisch bewährte, handwerklich bezogene Ausbildung einzutauschen gegen eine 

praxisferne, praxisfremde Hochschulausbildung, an dessen Ende vielleicht formal die 

Laufbahnbefähigung stand, aber materiell letztendlich nichts Verwertbares 

herauskommt. Wie häufig in den damaligen Zeiten zu beobachtende Sentenz, vergessen 

Sie mal alles, was Sie an der Hochschule gelernt haben und jetzt kommen Sie mal ins 

praktische Leben, war durchaus verbreitet. Die Fachhochschulen der Polizeien der 

Länder und des Bundes haben in den letzten über 30 Jahren jedoch eindrucksvoll unter 

Beweis gestellt, dass diese Angst nicht begründet war und ist. Die Wahrnehmung 

polizeilicher Aufgaben sieht sich einer immer komplexer werdenden Umfeldsituation 

gegenüber. Der legendäre Schutzmann um die Ecke, der sein Handwerk von der Picke 

auf lernt, bildet schon lange nicht mehr das Spektrum polizeilicher Arbeit umfassend 

ab. Die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Einflussfaktoren verlangen 



Interdisziplinarität, Vielschichtigkeit, Internationalität und vieles andere mehr. Die 

Polizeibeamtinnen, der Polizeibeamte von heute müssen in der Lage sein, komplexen 

Herausforderungen adäquat zu begegnen. Sie bedürfen hierfür fundierter Kenntnisse in 

den Bereichen Einsatzlehre, der politischen Bildung, der Psychologie, aber auch der 

Rechtskriminal- und Verkehrswissenschaften. Deswegen ist ein hochschulischer 

Studiengang ein unverzichtbarer Meilenstein neben dem praktischen 

Kompetenzerwerb. Die Entscheidung der öffentlichen Arbeitgeber, die Ausbildung des 

Beamtennachwuchses für den gehobenen Dienst in die Hände von Fachhochschulen zu 

legen, bescherte ihnen aber auch als Morgengabe Rechtsinstitute, an die sie sich erst zu 

gewöhnen hatten. Hochschulen sind, wie bereits eingangs erwähnt, insoweit 

privilegiert, als sie in weiteren Teilen ihres Tätigwerdens von Verfassungswegen 

autonom sind. Sie und auch die bei ihnen zum Einsatz kommenden Lehrenden 

genießen verfassungsrechtliche Privilegien, die in einer klassischen Verwaltung so 

nicht vorkommen. Die Frage, ob und in welchem Umfang dies alles auch für 

verwaltungsinterne Hochschulen Geltung beanspruchen kann, gehört zu den 

spannendsten Fragen im Grenzbereich von Hochschulrecht und allgemeinem Dienst- 

und Organisationsrecht. Die Träger der FH Bund, noch beseelt von einem gewissen 

Grundmisstrauen, glaubten, diesem Spannungsverhältnis durch Einschränkung 

hochschulischer Autonomie im Interesse der Einflussnahme der Praxis auf die 

Ausbildung Rechnung tragen zu können und zu müssen. Die Grundordnung, also die 

Verfassung der FH Bund ist in weiteren Teilen durchaus ein Bekenntnis zu den 

rechtlichen Besonderheiten einer Hochschule. Dem stehen allerdings teilweise in einem 

unauflöslichen Widerspruch auch Elemente klassischer Verwaltung wie Fachaufsicht 

und schlussendlicher Personalkompetenz gegenüber. Letzte sind Eingriffsrechte des 

Staates in autonome Körperschaften, die im allgemeinen Hochschulrecht längst der 

Vergangenheit angehören. Dass es auch bei internen Hochschulen durchaus anders 

geht, zeigt die Verfassung der dualen internen Hochschule der Bundesagentur für 

Arbeit, in der sich weder eine Fachaufsicht widerspiegelt noch eine Personalprärogative 

des Trägers der Hochschule auftritt. Es verwundert deswegen auch nicht, dass der 

Wissenschaftsrat dieser Form einer internen Hochschule ausdrücklich attestiert hat, 

eine Hochschule auch im materiellen Sinne zu sein. Die hochschulatypischen 

Eingriffsbefugnisse der Träger der FH Bund resultieren aus der Sorge um die 

Anforderungen der Berufspraxis zurückgehend auf das Thema, hochschulische 

Autonomie versus praktische Ausbildung. Auch in der Organisation der 

Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung kommt dieses 

Spannungsverhältnis zum Ausdruck. Die Fachbereiche sind zwar integraler Teil einer 

Hochschule, zu aber gleich in unterschiedlich intensiver Weise in organisatorische und 

haushalterische Besonderheiten ihres jeweiligen Trägers integriert. Teilweise sind sie 

selbstständige Teile von Hochschule und Ressort, teilweise sind sie integriert in 



 

 

zentrale Bildungseinrichtungen der Ressorts, teilweise sind sie, wie auch der 

Fachbereich Kriminalpolizei, Referate von Fachabteilungen ihrer Mutterbehörde. Die 

Rolle des Fachbereichsleiters dokumentiert diese janusköpfige Konstruktion besonders 

deutlich. Als Dekan ist der Leitende sogar an der Hochschule und rechtlich dem 

Hochschulpräsidenten zugeordnet, gleichzeitig ist er in Personalunion auch 

Angehöriger einer anderen Behörde und damit deren Leitung verpflichtet. Von dieser 

Behörde wird er auch alimentiert. Der bereits seit dem Mittelalter bestehende 

Rechtsgrundsatz "wes Brot ich ess, des Lied ich sing" findet bei der dualen Hochschule 

FH Bund reichlich Gelegenheit zur Dissonanz. Welches Recht sich im konkreten Fall 

durchsetzen kann, Hochschulrecht oder allgemeines Dienst-, Fach- und 

Organisationsrecht, ist in der Grundordnung nicht geregelt und auch sonst nirgendwo 

festgelegt. Man hat mitunter den Eindruck, dass dieses rechtliche Vakuum bewusst in 

Kauf genommen wurde. Einige Beispiele aus der Praxis sollen Ihnen dieses Dilemma, 

dieses grundsätzliche Dilemma beleuchten. Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen 

werden in einer Hochschule grundsätzlich im Wege der Autonomie selbstbestimmt von 

den Selbstverwaltungsorganen gewählt. So ist es auch bei der Fachhochschule des 

Bundes für öffentliche Verwaltung, Hochschullehrer müssen durch den jeweiligen 

Fachbereichsrat in einem Berufungsverfahren sich qualifizieren und der Senat der 

Hochschule hat dann die Aufgabe, dem zuzustimmen oder nicht. Und während dann 

bei vielen normalen Hochschulen damit das Verfahren ein Ende gefunden hat, fängt es 

bei der internen Fachhochschule des Bundes erst an, denn dann muss die oberste 

Dienstbehörde diese Entscheidung akzeptieren. Wenn sie sie nicht akzeptiert, kann sie 

sie wieder zurückgeben. Ist Fachbereichsrat und Senat immer noch der Meinung, dass 

diese Liste, die aufgestellt wurde, die einzig richtige ist, wird sie wieder der obersten 

Behörde zugeleitet und die kann dann aber, wenn sie immer noch nicht einverstanden 

ist, schlussendlich entscheiden. Diese besondere Entscheidungsprägorative ist für alle 

hauptamtlich Lehrenden und auch für die Leitung der Hochschule vorgesehen. Und 

diese Janusköpfigkeit habe ich selbst am eigenen Leibe vor sieben Jahren erfahren, als 

ich mich in einem hochschulrechtlichen Berufungsverfahren dem Senat der Hochschule 

vorzustellen hatte und heftig dabei war, den Eindruck zu erwecken. dass ich die 

Hochschule nun wirklich als das Non plus Ultra und die hochschulische Autonomie als 

erstrebenswert und handlungswert ansehe, mich da entsprechend positioniert habe, 

musste ich im anschließenden Vorstellungsverfahren bei dem zuständigen 

Staatssekretär den Eindruck erwecken, dass ich sehr wohl mir bewusst bin, dass ich 

nicht nur Hochschule, sondern gleichermaßen auch staatliche Ausbildungsbehörde bin. 

Und das Misstrauen beider Organisationseinheiten zu beheben, war durchaus schon mal 

gleich das Gesellenstück für die doppelten Hüte, die sowohl der Präsident dieser 

Hochschule wie auch jeder Fachbereichsleiter, jede Fachbereichsleiterin, aufzusetzen 

haben. Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer werden als Professorinnen und 



Professoren grundsätzlich zunächst auf Zeit bestellt. Meine Damen und Herren, diese 

im Bundesbeamtengesetz im Jahr 2009 aufgenommene besondere Regelung ist 

unmittelbare Folge des Gegensatzes zwischen hochschulischer Autonomie und 

berufspraktischer Erfordernissen genommen, denn früher wurden die Hochschullehrer 

sofort auf Lebenszeit bestellt. Der Bundesinnenminister und die Ressorts waren 

allerdings der Auffassung, dass man dadurch, dass die hochschulrechtliche Autonomie 

bei der Wahl des Betroffenen eine entscheidende Rolle mitspielte, diesem Phänomen 

insofern einen Riegel vorschieben musste, dass man sich nach einiger Zeit von diesen 

Damen und Herren wieder zu trennen hatte oder man sich von ihnen trennen konnte, 

wenn sie halt eben den Anforderungen einer dualen Hochschule, nämlich der 

Berücksichtigung auch der Berufspraxis, nicht in hinreichender Weise gerecht werden. 

Ob diese Professorinnen und Professoren tatsächlich auf Zeit zu bestellen sind, war 

verfassungsrechtlich umstritten, ist mittlerweile im Gesetz, wie erwähnt, implantiert. 

Nach drei Jahren kann in einem hochschulischen Bewertungsverfahren allerdings 

entschieden werden, ob dieses Verhältnis in ein Lebenszeitverhältnis umgewandelt 

wird. An dessen Ende steht dann die Entscheidung des Präsidenten der Hochschule, ja. 

Mit dieser Entscheidung bindet er aber als Hochschulorgan eine andere Behörde, 

nämlich die Behörde, bei dem der Hochschullehrer planmäßig verankert ist. Er schränkt 

deren personalwirtschaftliches Interesse ein, was die personalwirtschaftliche 

Kompetenz dieser Behörde nicht unwesentlich tangiert. Ein weiteres Beispiel für ein 

materielles Kondominium zwischen Hochschule und Verwaltung ergibt sich aus den 

Besonderheiten der Hochschullehrerbesoldung. Neben einem festen Grundgehalt 

können die Bezüge durch Gewährung von Zulagen und Prämien wesentlich verändert 

werden. Die insoweit abschließende hochschulische Entscheidung des Präsidenten ist 

eine zu Lasten fremder Haushalte, die insoweit kein Einwirkungsrecht besitzen. Ein 

weiteres Beispiel, der Präsident der FH Bund ist nach der Grundordnung sowie nach 

allgemeinem Recht Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten der Hochschulen. Diese 

gleiche Funktion üben aber die Ressorts, die Oberbehörden über die ihnen 

nachgeordneten Professoren ebenfalls aus. Diese und andere Besonderheiten einer 

dualen internen Hochschule haben den Wissenschaftsrat vor über 10 Jahren zu dem 

Schluss kommen lassen, dass interne Hochschulen in Wirklichkeit gar keine 

Hochschulen sind. Sie sind letztendlich im Gewande einer Hochschule verkappte 

Ausbildungsbehörden. Und deswegen hat der Wissenschaftsrat seinerzeit bekundet, 

dass man sich die weiteren Entwicklung erstens genau anzuschauen hat und im Übrigen 

hat er auch die Ehrlichkeit des Gesetzgebers angemahnt, das dann auch gefälligst dann 

so umzusetzen, nämlich daraus Berufsakademien zu machen. Diese Beispiele machen 

deutlich, dass sich das Spannungsverhältnis praxisnahe Ausbildung versus 

hochschulische Autonomie leicht von einfachen Fragestellungen zu kapitalen 

Streitfragen entwickeln kann. Streitfragen, die den Kernbereich hochschulischer 



 

 

Ausbildung in Frage stellen können. Einige Beispiele aus der Vergangenheit, die diese 

Präsenz dieser Fragestellungen, die in dem Vortragsthema zum Ausdruck kommt, 

besonders untermalen. Vor einigen Jahren hatte ein Ressort aufgrund erheblicher 

Schwierigkeiten mit dem Selbstverwaltungsorgan Fachbereichsrat eines Fachbereichs 

ernsthaft erwogen, seinen Fachbereichen in eine Berufsakademie umzuwandeln und bei 

dieser Gelegenheit sämtliche hochschulische Mitwirkung im Keime zu ersticken. Die 

Behörde eines kleineren Fachbereichs wollte gar die gesamte Ausbildung streichen und 

sich den Nachwuchs auf dem allgemeinen Hochschulmarkt besorgen. All diese 

Überlegungen waren von dem Unbehagen getragen, Einflussmöglichkeiten auf die 

Ausbildung dich hochschulische Elemente der Autonomie zu verlieren. Die eben 

beschriebenen Pläne sind allesamt nicht realisiert worden und das war auch gut so. Wie 

kann das in der Tat angelegte und grundsätzliche gewollte existierende 

Spannungsverhältnis aufgelöst werden? Mit Sicherheit nicht durch die Exekution der 

jeweiligen rechtlichen Befugnisse. Meines Erachtens kann dies nur gelingen, indem 

sich beide Seite auf die Gründungsphilosophie dieser Hochschule besinnen, die bis 

heute an Aktualität nichts verloren hat. Durch eine enge Verzahnung von Theorie und 

Praxis soll in einem dualen Studiengang die Grundlage für einen leistungsfähigen 

beamteten Nachwuchs innerhalb der ganzen Bundesverwaltung gelegt werden. Dabei 

war und ist klar, dass die politische und moralische Integrationskraft des modernen 

Staates in hohem Maße von der Fähigkeit abhängt, diesen Staat überzeugend 

darzustellen und durch die Qualität seiner Leistung und die Loyalität seiner 

Bürgerinnen und Bürger zu binden. An der Wahrnehmung des Staates durch das 

Staatsvolk sind aber die Beamtinnen und Beamten in besonderer Weise beteiligt. Es ist 

für die Attraktivität der staatlichen Berufsfelder gut, dass eine akademische Ausbildung 

an einer Hochschule existiert. Und wenn sich der Staat eine eigene Hochschule leistet, 

dann muss er sie auch hochschuladäquat einrichten. Wahr ist aber auch, dass es 

unverzichtbar für eine erfolgreiche Wahrnehmung der zahlreichen praktischen 

Aufgaben ist, dass die Berufspraxis an der Ausbildung entscheidend mitwirkt, und dies 

schon von Anfang an. Durch die Auswahl der Studierenden, durch Mitwirkung bei der 

Konzeption der Curicullar, durch Bestimmungen der Ausbildungsinhalte, durch 

Gestaltung des praktischen Teils des Studiums, durch die Mitwirkung bei Prüfungen 

und letztendlich durch die Übernahme der Absolventinnen und Absolventen. Nur wenn 

die Hochschule die praktischen Erfordernisse kennt, sich auf den Wandel der 

Schwerpunkte gerade bei polizeilicher Arbeit zeitnah einstellt, hat sie eine 

Daseinsberechtigung. Eine interne Hochschule, die an den Gegebenheiten der 

Berufspraxis vorbei ausbildet, wird sich als Hochschule vielleicht halten, hat aber ihren 

Sinn verfehlt. Eine praktische Ausbildung ohne hochschulisch orientiert und ausgeübte 

Lehre wird aber ebenfalls keine brauchbaren Ergebnisse erzielen. Hochschule und 

staatliche Ausbildung sollten sich des gemeinsamen Zieles stets vergegenwärtigen und 



realisieren, dass der Dualismus zwischen Theorie und Praxis geradezu sinnstiftend und 

befruchtend sein kann und muss. Hochschule und Berufspraxis sind in diesem Sinn 

kein Aliut, sondern jeweils ein alter Ego, kein Gegensatz, sondern eine nicht trennbare 

Einheit eines angestrebten Ganzes. Wenn man sich hierzu nur auf sein jeweiliges 

Binnenrecht zurückzieht, haben beide Egos ihre Aufgaben verfehlt und beide schon 

verloren. Die Erfahrung, die ich als Präsident der FH Bund in den letzten sieben Jahren 

gemacht habe, lassen mich - trotz gelegentlicher Eintrübung - eigentlich sich sehr 

optimistisch im Hinblick auf das Thema meines Vortrages in die Zukunft blicken. Die 

Attraktivität interner dualer Studiengänge hat sich allen Zweifeln des Beginns und des 

Werdens von über 30 Jahren zum Trotz als außerordentlich stabil erwiesen. Für die 

ungefähr 1.000 Studienplätze, die die FH Bund insgesamt pro Jahr anbietet, haben wir 

im Jahr 2012 36.000 Bewerbungen gehabt. Eine Überzeichnung jedes Studienplatzes 

um 36, das ist glaube ich in der Deutschen Hochschullandschaft so schnell nicht zu 

toppen. Auch die Nachfrage nach polizeilicher Ausbildung, die Nachfrage nach 

Ausbildung im Bereich der öffentlichen Sicherheit ist ungebremst. Ich sehe das gerade 

beim Bundesamt für Verfassungsschutz, einer Behörde, die ja nun gerade in den letzten 

Monaten, ähnlich wie auch in Teilen bei der Bundeskriminalpolizei, nun nicht gerade 

im besonders mildem Focus der öffentlichen Betrachtung gestanden hat, auch dort 

haben wir für 20 Ausbildungsplätze weit über 1.500 Bewerbungen, ohne dass da große 

Werbung gemacht wird. Also, der Staat kann sich eigentlich des beamteten 

Nachwuchses durchaus gewiss sein, wenn er denn tatsächlich die Richtigen auswählt - 

das muss man natürlich in jedem Einzelfall voraussetzen - dann hat er auch in der 

Zukunft eine gute Basis, durch ganz frühzeitige Bindung von jungen Menschen an 

Aufgabeninhalte und Studieninhalte letztendlich hochqualifiziertes Personal zu 

gewinnen. Diese besondere Bindung, die, wie ich ja schon erwähnt habe, auch im 

allgemeinen Hochschulbereich durch immer weitere Neugründungen von dualen 

Hochschulen auch eine besondere Bedeutung hat. Und hier hat wirklich mal die 

Wirtschaft etwas vom Staat gelernt, denn die duale Hochschule der staatlichen 

Institutionen ist durchaus älter. Die allgemeine Studiensituation, das heißt die Frage, 

wie entwickelt sich duale Hochschule oder wie entwickelt sich Hochschule überhaupt, 

insbesondere unter demografischen Gesichtspunkten, kann ebenfalls einen positiven 

Blick in die Zukunft erlauben. In dem Maße, wie der Anteil der Studienberechtigten 

immer höher getrieben wird, wird die demografische Entwicklung, die an sich 

unumkehrbar eine Reduktion der Erwerbsbevölkerung zum Inhalt hat, an dem 

hochschulischen Bereich für etliche Jahre vorbeigehen. Wir haben zurzeit eine 

Studienberechtigungsquote von über 50 % eines Jahrgangs. Seriöse Studien gehen 

davon aus, dass dies in den nächsten 20 Jahren auf fast 70 % steigen wird. Und insofern 

werden die Hochschulen noch lange eher zu viele Studierende haben als zu wenige. 

Insofern lohnt es sich, auch für diese staatliche Ausbildung zu werben. Und all die 



 

 

Zweifel und Bedenken, die gerade in der Polizeipraxis, wie eingangs erwähnt, 

bestanden haben, haben sich zum Glück mittlerweile in Luft aufgelöst, weil jeder der 

betroffenen Hochschule aber auch Praxis eingesehen hat, dass man ohne den anderen 

nicht erfolgreich Nachwuchspolitik betreiben kann. Nach wie vor gilt das, was die 

Bundeskanzlerin der FH Bund zu ihrem 30-jährigen Bestehen geschrieben hat. Ich 

zitiere: "Die öffentliche Verwaltung lebt von gut ausgebildeten und motivierten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Sie sind Garanten für das Gelingen politischer 

Reformen und Verbesserungen, die für die Zukunft unseres Landes entscheidend sind". 

Die FH Bund habe sich, so Bundeskanzlerin Merkel, hierbei als unverzichtbar etabliert. 

 

So,. meine Damen und Herren, soll es auch in der Zukunft sein. Spannung ist ja nicht 

immer nur was Negatives, sondern durchaus etwas Positives. Es belebt, es schärft, es 

aktiviert und in diesem Sinne freue ich mich persönlich auf weitere spannungsreiche 

Jahre zwischen hochschulischer Autonomie und berufspraktischen Erfordernissen. 

 

Haben Sie vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 


